Sefet - Sammlung 
für die | 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 9. 


(Nr. 6530.) Patent wegen Beſitznahme vormals Großherzoglich Heſſiſcher Landestheile. 
Vom 12. Januar 1867. 


a 2 | 1 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
thun gegen Jedermann hiermit kund: 


Nachdem Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein ꝛc. Uns in dem Friedensvertrage vom 3. September 1866. die nachſtehend 
bezeichneten, bis dahin Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile: die Landgrafſchaft 
Heſſen-Homburg, den Kreis Biedenkopf, den Kreis Vöhl, den nord⸗ 
weſtlichen Theil des Kreiſes Gieſſen, den Ortsbezirk Rödelheim, den bisher 
unter Großherzoglich Heſſiſcher Souverainetät ſtehenden Theil des Ortsbezirks 
Nieder⸗Urſel, abgetreten hat, haben Wir beſchloſſen, dieſe Gebietstheile mit 
Unſerer Monarchie zu vereinigen und zu dieſem Behufe mit Zuſtimmung beider 
Häuſer des Landtages das Geſetz vom 24. Dezember v. J. erlaſſen und verkündigt. 

Demzufolge nehmen Wir die vorſtehend genannten bisher Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheile durch gegenwärtiges Patent in Beſitz und einverleiben 
dieſelben Unſerer Monarchie mit allen Rechten der Landeshoheit und Oberherr⸗ 
lichkeit und mit ſämmtlichen Zubehörden und Anſprüchen. 
| Wir befehlen, die Preußiſchen Adler an den Grenzen zur Bezeichnung 
Anſerer Landesherrlichkeit aufzurichten, ſtatt der bisher angehefteten Wappen 
Unſer Königliches Wappen anzuſchlagen und die öffentlichen Siegel mit dem 
Preußiſchen Adler zu verſehen. 

Wir gebieten allen Einwohnern der nunmehr mit Unferer Monarchie ver⸗ 
einigten ehemaligen Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, fortan Uns als ihren 
rechtmäßigen König und Landesherrn zu erkennen und Unſeren Geſetzen, Ver⸗ 
ordnungen und Befehlen mit pflichtmäßigem Gehorſam nachzuleben. El 

Wir werden Jedermann im Beſitze und Genuſſe jener wohlerworbenen 
Privatrechte ſchützen und die Beamten, welche in Unſere Dienſte überzutreten 

ewillt ſind, auf ihren Poſten und im Genuſſe ihrer Dienſteinkünfte belaſſen. 

Die geſetzgebende Gewalt werden Wir bis zur Einführung der Preußiſchen Ver⸗ 
faſſung allein ausüben. 

FJaohrgang 1867. (Nr. 653065310 8 So 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Februar 1867. 


0 | wird jede öffentliche Stelle in der bisherigen Art verwaltet. 


Soo lange bis Wir eine andere Einrichtung zu treffen zweckmäßig finden, 


Unſere Kommiſſarien zur Ausführung des Friedensvertrages mit dem 
Großherzogthum Heſſen ſind von Uns angewieſen, hiernach die Beſitznahme aus⸗ 


zuführen. 
os Hiernach geſchieht Unſer Wille, 
Gegeben Berlin, den 12. Januar 1867. 
(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. ö 


. ——. —— — — 


(Nr. 6531.) Allerhöchſte Proklamation an die Einwohner vormals Großherzoglich Heſſiſcher 
Landestheile. Vom 12. Januar 1867. 


De das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich Euch, Ein⸗ 
wohner bisheriger un Heſſiſcher Lande, mit Meinen Unterthanen, 
ſch üde 


Euren Nachbaren und Deutſchen Brüdern. 

Durch die Entſcheidung des Krieges, durch den Friedensvertrag mit Eurem 
bisherigen Großherzoge und durch die Neugeſtaltung des gemeinſamen Deutſchen 
Vaterlandes nunmehr von einem Fürſtenhauſe getrennt, dem Ihr mit treuer 
Ergebenheit angehangen, tretet Ihr jetzt in den Verband des Nachbarlandes, 


deſſen Bevölkerung Euch durch Stammesgemeinſchaft, durch Sprache und Sitte 


verwandt und durch Gemeinſamkeit der Intereſſen befreundet tar ER 
Ich vertraue Eurem Deutſchen und redlichen Sinn, daß Ihr Mir Eure 

ah eben ſo aufrichtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Volke Euch 

aufnehme. 5 i 


Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Landwirthſchaft eröffnen ſich 5 


durch die Vereinigung mit Meinen Staaten reiche Quellen. Meine Vorſorge 
wird Eurem Fleiße wirkſam entgegenkommen. 

Eine gleiche Vertheilung der Staatslaſten, eine zweckgemäße energiſche Ver⸗ 

waltung, ſorgſam erwogene Geſetze, eine gerechte und pünktliche Juſtizpflege, kurz 


alle die Garantien, welche Preußen zu Dem gemacht, als was es ſich jetzt in 5 


harter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinſame Güter ſein. 
Eure Religion werde Ich ehren und ſchützen. Die Diener der Kirchen 


werden auch fernerhin die Bewahrer des väterlichen Glaubens fein. Euren Lehr⸗ 


anſtalten werde Ich Meine beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 


Eure kriegstüchtige Jugend wird ſich ihren Brüdern in Meinen 81 ER 
g 0 une A 


Staaten zum Schutze des andes treu anſchließen; mit Freude wird 

Preußiſche Armee die tapferen Heſſen empfangen und, gemeinſchaftlich! it Meinem 
9005 und Meinen anderen Völkern vereinigt, werdet Ihr Theilnehmer an dem 

Ruhme, die Unabhängigkeit und Freiheit des Deutſchen Vaterlandes dauernd 


gegründet zu haben. 
25 5 Das walte Gott! 


Berlin, den 12. Januar 1867. 


{ * 


Wilhelm. 


(Nr, 6532.) Verordnung, betreffend die Publikation der Geſetze in denjenigen Landestheilen, 
welche durch die Geſeze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. 
S. 875. 876.) der Preußiſchen Monarchie einverleibt worden ſind. Vom 
29. Januar 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen m. 


verordnen für diejenigen Landestheile, welche durch die Geſetze vom 24. Dezember. eee 
13866. (Geſetz-Samml. S. 875. 876.) der Preußiſchen Monarchie einverleibt -.. i 
worden ſind, was folgt: si 3 
© Landesherrliche Erlaſſe, welche Geſetzeskraft erhalten ſollen, erlangen die 
55 für nur durch die Aufnahme in die zu Berlin erſcheinende Geſetz- Sammlung 
ür die Königlich Preußiſchen Staaten, ohne Unterſchied, ob ſie für die ganze 
Monarchie oder für einen Theil derſelben beſtimmt ſind. 
§. 2. 2 | 
Iſt in einem durch die Gefeh- Sammlung (F. 1.) verkündeten Erlaſſe der 
Zeitpunkt beſtimmt, mit welchem derſelbe in Kraft treten ſoll, ſo iſt der Anfang 
feiner Geſetzeskraft nach dieſer Beſtimmung zu beurtheilen. Enthält aber der 
verkündete Erlaß eine ſolche Zeitbeſtimmung nicht, ſo beginnt deſſen Geſetzeskraft 
mit dem zwölften Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das be⸗ 
treffende Stüc der Geſetz Sammlung in Berlin ausgegeben worden iſt. f 


\ Auch für Diejenigen, welche ſchon früher von dem Geſetze Kenntniß er⸗ 
1 0 haben, beginnt die Verbindlichkeit, nach demſelben ſich zu achten, erſt mit 
dem im $. 2. beſtimmten Zeitpunkte. N e 


1 Die nähere Bezeichnung derjenigen Behörden und Beamten, welche ver⸗ 
pflichtet fein ſollen, die Geſetz-Sammlung ($. 1.) auf ihre Koſten zu halten, wird 
einer beſonderen Königlichen Verordnung vorbehalten. 8 f 
Ar. 65316533) x a H. 5. 


0 | | im F. 1. bezeichneten landesherrlichen 
Erlaſſe und allgemeiner Anordnungen der Behörden in den einzelnen Landes⸗ 
theilen die geeigneten Organe zu beſtimmen, bleibt dem Miniſter des Innern 
überlaſſen. s Ä 

\ 8 


Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. Alle derſelben entgegenſtehenden 
bisherigen Vorſchriften nd hiermit aufgehoben. 1 
Aukkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 29. Januar 1867. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
€ Gr. zu Eulenburg. g 


Zur Publikation anderer, als 


5 (Nr. 6533.) Verordnung, betreffend die Juſtizverwaltung innerhalb der Herzogthümer 
ale i Holſtein und Schleswig. Vom 28. Januar 1867. . 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen für das Gebiet der mit Unſerer Monarchie vereinigten Herzogthümer 
Holſtein und Schleswig, was folgt: | 5 
5 J. Die Oberaufſicht über das Juſtizweſen mit ſämmtlichen darunter begriffenen 
Befugniſſen geht fortan auf Unſern Juſtizminiſter über. 9 
II. In allen Juſtizangelegenheiten, welche Unſerer landesherrlichen Entſcheidung 
oder Genehmigung bedürfen, iſt wegen deren Einholung von den Behörden 
an Anſern Juſtizminiſter zu berichten. a 9 
III. Im Uebrigen tritt in den Reſſortperhältniſſen und Befugniſſen der Juſtiz⸗ 

5 behörden, ſowie in dem beſtehenden Inſtanzenzuge für jetzt eine Aende- 
lung nicht ein. ü en, 1 
AUrrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 
Gegeben Berlin, den 28. Januar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
1 Gr. zur Lippe. 
(Nr. 6 


745 
i 


— 


24. Dezember 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der am Rothbache in der Gemeinde Niederberg, 
Kreiſes Euskirchen, belegenen Wieſengrundſtücke, nach Anhörung der Betheiligten, 
dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 
. 1 1843. §§. 56. 57. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1843. S. 51.), 
was folgt: 5 


N 
Die Beſitzer der am Rothbache in der Gemeinde Niederberg belegenen 
Wieſengrundſtücke, wie ſie in den Kataſter⸗Auszügen vom e verzeichnet 
18 werden zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den Extrag ihrer Grundſtücke 
urch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. Der Verband wählt ſein Domizil 
bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


SE 


Die Haupt-Be: und Entwäſſerungsgräben, die 1 0 und Schützen, 


die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes 
emacht und unterhalten nach einem Plan, welcher durch den beſtellten Wieſen⸗ 
eſer anzufertigen und in Streitfällen von der Regierung feſtzuſtellen iſt. 


x 


5 Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch e „Düngung 2c. bleibt den Eigenthümern über⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch können fie die Ausführung 
der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwärter des Verbandes für ihre Nech- 
nung übertragen. 1 
Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
N werden von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen 
aufgebracht. ̃ x 
Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 


zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel im Tagelohn ausgeführt unter Leitun 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmäßig iſt, ſollen die Arbeiten 10 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig N Arbeiten nach ein⸗ 
maliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die 


Nr. 6534.) Statut für die Wieſengenoſſenſchaft zu Niederberg im Kreiſe Euskirchen. Vom 


feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution 


; Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Naturalleiſtung 
der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſenvorſteher 


Gr. 6534) Koſten 


often von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der 


n iſt de 
ee befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre 


Dien e obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben 
ürfen. i 
H. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre de, mi jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres 0 und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor⸗ 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (confr. §. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


F. 5.1 
Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Ersatz für baare Auslagen und 
Verſäumniß erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich pro Morgen fünf Silber⸗ 
groſchen. i 
„ 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihren 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, drei 
Stimmen und ſo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 
i Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver- 
treter, 50 durch ihre Ehemänner mitſtimmen. i 
ählbar iſt Derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt oder als Pächter bewirthſchaftet und den Vollbeſtz der bürgerlichen 
Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 7 
Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. g 5 5 Br 
aur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſcheinigte 
Wahlprotokoll. ö 5 


N | §. 7. f 
Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 
Er hat insbeſondere: a a a 5 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem eee 


Bewäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwähltent Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen i 

b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen, i 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu el: 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig , 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu Ei Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Verhinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 


$. 8. 

Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalver⸗ 
ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal beſtimmt. 
Die Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landrathes. Der 
Wieſenwärter iſt allein befugt zu wäſſern und muß fo wäſſern, daß alle Parzellen 
den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. 

Kein Eigenthümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt 
die Bewäſſerungsanlage eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konven⸗ 
tionalſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


§. 9. 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ge⸗ 


1 hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


ö Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäſſerungsplanes durch 
die Regierung (contr. $. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Geegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
dein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 97 
Kr. 6534.) e⸗ 


€ 


a dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
f Rechtsmittel findet nicht Statt. Der unterliegende Theil trägt 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalver⸗ 
ſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt jeder, den 
in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar 
iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 
Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo muß 
der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn 
ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Betheiligten 
erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes 
beeinträchtigen. 8. 10 N 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung und ee 
der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen zu 
treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler bedrohen. 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in Cöln als 
Landespolizei⸗Behörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche nach 
8 N 65. 114— 119. der Gemeindeordnung vom 15. Mai 1856. den Aufſichts 
ehörden der Gemeinden zuſtehen. 5 


Sms 1 

Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. je 1 
en Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ü 
Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1866. 


(I. S.) Wilhelm. 55 
Gr. zur Lippe. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


er Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei N 
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